
wird in der Regel die ganze Familie hinnehmen müs­
sen.
Ist die Verringerung dieser Einnahmen für den Fami­
lienaufwand infolge Verdienstausfalls bei einem Fami­
lienmitglied auf das schuldhafte Verhalten Dritter zu­
rückzuführen, so hat damit die hiervon betroffene Fa­
milie auch einen entsprechenden Anspruch gegen den 
Dritten, soweit die Voraussetzungen für die Leistung 
von Schadenersatz gemäß den §§ 823 ff. BGB vorliegen. 
Dabei ist jedoch Voraussetzung für die Geltendma­
chung des Schadenersatzes, daß der Verdienstausfall 
eines Familienmitglieds objektiv bedingt war. Hat z. B. 
ein Kind durch schuldhaftes Verhalten i. S. des § 823 
BGB nur eine leichte Körperverletzung erlitten, die 
seine dauernde Pflege durch einen Elternteil nicht er­
fordert, so kann man einen damit zusammenhängenden 
Verdienstausfall eines Elternteils nicht als auf das 
schuldhafte Handeln zurückzuführenden Schaden be­
trachten. Anders ist es jedoch, wenn ärztlicherseits die 
Pflege durch ein Familienmitglied angeraten und da­
mit im Zusammenhang Freistellung von der Arbeit 
gewährt worden , ist, wie das im vorliegenden Fall ge­
schehen ist. Hier ist die Pflege des erkrankten Kindes 
durch einen Eltemteil objektiv erforderlich und der 
Verdienstausfall des betreffenden Elternteils somit als 
auf den Schadensfall zurückzuführender Schaden an­
zusehen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob bei dem 
verletzten Kinde, wie von der Verklagten behauptet 
wird, evtl, nur eine Pflege von täglich 4 Stünden er­
forderlich war; maßgeblich ist allein, daß die Pflege 
gemäß ärztlicher Anweisung durch einen Elternteil er­
folgt, der auf Grund dessen gezwungen ist, vorüber­
gehend aus dem Arbeitsprozeß auszuscheiden, und da­
mit für diese Zeit kein Einkommen erzielt.
Diese Voraussetzungen liegen hier vor, weil die Ver­
klagte schuldhaft die Gesundheit des Klägers Volker 
A. verletzt und dadurch verursacht hat, daß Volker 
von seiner Mutter gepflegt werden mußte. Dieser ist 
dadurch ein Verdienstausfall entstanden, der sich auf 
das Niveau des Familienaufwands — also auch für das 
Kind Volker — nachteilig ausgewirkt hat.
Die Verklagte hat daher den der Klägerin Hannelore 
A. entstandenen gesamten Verdienstausfall zu erset­
zen.

Arbeitsrecht

§53 Abs. 2 GBA; VO über die Bildung und Verwen­
dung des Prämienfonds in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben und den WB (Zentrale) für 
das Jahr 1968 vom 2. Februar 1967 — PrämienVO 1967 
- (GBl. П S. 103). »
1. In Streitfällen über Ansprüche auf Jahresendprämie 
haben die Gerichte zur allseitigen rechtlichen Würdi­
gung auch Richtlinien und Anweisungen zentraler Or­
gane mit heranzuziehen, die in Verwirklichung der 
PrämienVO Einzelheiten der Voraussetzungen für die 
Gewährung von Jahresendprämien im jeweiligen Be­
reich regeln.
2. Bei der Entscheidung über den Anspruch auf Jah­
resendprämie ist von den betrieblichen Regelungen zur 
Festlegung von Leistungskriterien und Kennziffern 
auszugehen. Dabei kommt es. auf die betriebsindivi- 
duelle Art der Vorgabe der Kennziffern nicht entschei­
dend an.
3. Hat der Betrieb Leistungskriterien nicht, wie das in 
der Regel zu geschehen hat, für das gesamte Planjahr, 
sondern quartalsweise festgelegt und die Ergebnisse

ihrer Erfüllung eingeschätzt, so sind zur Entscheidung 
über den Anspruch auf Jahresendprämie dennoch die 
Leistungen des Werktätigen bezogen auf das Planjahr 
zu ermitteln.
Hat der Werktätige im Verlaufe des Planjahres unter­
schiedliche, teilweise auch nicht befriedigende Leistun­
gen erzielt, so steht ihm ein Rechtsanspruch auf die 
Jahresendprämie trotzdem zu, wenn er im Jahres­
durchschnitt die vorgegebenen Kennziffern erreicht.
4. Die Erfüllung der Kennziffern durch den Betrieb 
und das Arbeitskollektiv, dem der Werktätige ange­
hört, ist zwar Voraussetzung für die Gewährung der 
Jahresendprämie an den einzelnen Werktätigen, be­
gründet aber einen Rechtsanspruch für ihn nur, sofern 
auch er die für ihn festgelegten Kennziffern erfüllt hat.
OG, Urt. vom 25. September 1970 - Za 11/70.

Die Klägerin (Deutsche Post) hat für das Jahr 1968 an 
die Werktätigen ihres Bereichs Jahresendprämien ge­
zahlt. Der Verklagten, die als Fernsprecherih bei der 
Klägerin beschäftigt ist, wurde eine Jahresendprämie 
nicht gewährt. Der Betrieb ging bei' dieser Entschei­
dung davon aus, daß die Verklagte im Jahresdurch­
schnitt die Note 2,6 erreichte und damit die für die 
Gewährung der Jahresendprämie vorgegebenen Krite­
rien nicht erfüllt habe. Für die Erfüllung der Aufga­
ben nach Menge und Qualität gelten nach den betrieb­
lichen Festlegungen Kriterien, die nach Noten von 1 bis 
5 bewertet werden. Bei Leistungen mit einer schlechte­
ren Note als 2 besteht kein Anspruch auf Jahresend­
prämie.
Auf Antrag der Verklagten verpflichtete die Konflikt­
kommission die Klägerin, an die Verklagte die Mindest­
jahresendprämie in Höhe eines Drittels des Monats­
durchschnittsverdienstes zu zahlen.
Klage (Einspruch) und Einspruch (Berufung) der Klä­
gerin haben die Instanzgerichte als unbegründet zu­
rückgewiesen.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts der DDR. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat die Rechtsgrundlagen für die 
Entscheidung dieses Arbeitsstreitfalls nicht genau fest- 
gestellt. Die Deutsche Post wird von dem in § 1 Buchst, 
a) und b) der VO über die Bildung und Verwendung 
des Prämienfonds in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben und den WB (Zentrale) für 
das Jahr 1968 vom 2. Februar 1967 — PrämienVO 1967 
— (GBl. II S. 103) festgelegten Geltungsbereich nicht un­
mittelbar erfaßt. Vielmehr war durch den zuständigen 
Minister in Übereinstimmung mit dem Zentralvorstand 
der Industriegewerkschaft zu regeln, wie die Verord­
nung unter Berücksichtigung der Bedingungen dieses 
Bereichs anzuwenden ist (§ 1 Satz 2 PrämienVO). Diese 
Festlegungen sind durch Anweisung vom 19. Dezember 
1967 über die Bildung und Verwendung des Prämien­
fonds im Bereich der Deutschen Post im Jahre 1968 
(Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für 
Post- und Femmeldewesen 1968, Nr. 1, S. 3) getroffen 
worden. Weiterhin ist für die Gewährung der Jahres­
endprämien die Richtlinie des Ministeriums für Post- 
und Femmeldewesen vom Dezember 1967 für die expe­
rimentelle Anwöndung der Jahresendprämie bei der 
Deutschen Post im Jahre 1968 (Verfügungen und Mit­
teilungen des Ministeriums für Post- und Femmelde­
wesen 1967, Nr. 50, S. 289) ergangen. Die Geltung dieser 
Richtlinie für das Jahr 1968 ist durch die zeitlich spä­
ter erlassene Anweisung und durch die VO über die 
Bildung und Verwendung des Prämienfonds für 1969 
und 1970 vom 26. Juni 1968 (GBl. II S.490), deren Re­
gelungen teilweise schon für die Gewährung der Jah-
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